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FORSCHUNG VERZEICHNETMEILENSTEINE

Greifswald: Neuer Hype um Kernfusion

Experten meinen, dass die Energiequelle erst in ein paar Jahren allgemein verfügbar sei /
Aber: Wissenschaft verzeichnet Erfolgsmeldungen

Mit Lasern eine nahezu unerschöpfliche Energiequel-
le anzapfen - das klingt nach Science-Fiction. Vor gut
einem Jahr schaffte es diese Verheißung weltweit in
die Schlagzeilen. US-Forscher hatten am 5. Dezember
2022 Atomkerne verschmolzen und dabei mehr En-
ergie erzeugt als sie per Laser direkt hineingesteckt
hatten. „Eine der beeindruckendsten wissenschaftli-
chen Leistungen des 21. Jahrhunderts“, nannte das
US-Energieministerin Jennifer Granholm.

Plötzlich redeten Politiker auch in Deutschland ver-
mehrt über Kernfusion. Bundesforschungsministeri-
um Bettina Stark-Watzinger (FDP) kündigte zuletzt In-
vestitionen von mehr als einer Milliarde Euro für die
kommenden fünf Jahre an. Das Thema ist in Mode.

„Das kann ich bestätigen“, sagt Thomas Klinger, Leiter
des Fusionsexperiments Wendelstein 7-X bei Greifs-
wald, der Deutschen Presse-Agentur. „In der Fusions-
forschung hat es schon sehr signifikante Fortschritte
gegeben, die die breite Öffentlichkeit ermutigen, dass
das doch kein Luftschloss ist, an dem ewig herumge-
bastelt wird.“

AuchWendelstein 7-X konnte Anfang des Jahres einen
Meilenstein verbuchen. Es gelang, ein Plasma - eine
Art vierter für die Kernfusion benötigter Aggregatzu-
stand - sehr heiß und lange aufrechtzuerhalten.

Bei der Kernfusion werden Atomkerne bei extremen
Temperaturen verschmolzen - leichte Atomkerne fu-
sionieren zu schweren, ein Teil ihrer Masse wandelt
sich in Energie und wird freigesetzt. Das passiert auch
inSternenunddamit auch inderSonne.Wissenschaft-
ler setzen dabei auf Laser, um die erforderlichen Tem-
peraturen zuerreichen, undaufMagnete, umdasPlas-
ma zusammenzuhalten.

Theoretisch ließen sich enorme Energiemengen frei-
setzen - und das klimaneutral, ohne Gefahr einer Re-

aktorkatastrophe wie bei der Kernspaltung und oh-
ne langlebige und hoch radioaktive Abfälle. Bislang ist
das Zukunftsmusik, trotz jahrzehntelanger Forschung.

„Einen Stern auf der Erde künstlich zu erzeugen, am
Leben zu erhalten und zu melken“, sei das Kompli-
zierteste, das Menschen jemals versucht hätten, sagt
Markus Roth von der Technischen Universität Darm-
stadt. „Wäre es Raketenwissenschaft, hätten wir es in
den 60ern bereits hinter uns gebracht.“

Bei dem Experiment in den USA war wie in der For-
schung üblich nur die Energiebilanz des Plasmas
selbst berücksichtigt worden - nicht aber die Gesamt-
bilanz. Für eine künftige Stromerzeugung ist entschei-
dend, dass diese positiv ist, was sie weiterhin bisher
noch längst nicht ist.

Den damaligen Angaben zufolge benötigte die Anlage
etwa 300 Megajoule Energie, um zwei Megajoule La-
serenergie zu liefern, die drei Megajoule Fusionsaus-
beute erzeugten. Zudem ist zu berücksichtigen, dass
die erzeugte Energie thermisch anfällt, bei der Über-
tragung in elektrische Energie kommt es in der Regel
zu großen Verlusten.

Das von Roth mitgegründete deutsch-amerikanische
Start-up Focused Energy will Laserfusion nutzbar ma-
chen. Beteiligt seien mehrere Forscher, die am Durch-
bruch vor einem Jahr in den USA mitgewirkt hätten.
Man sei bereits ins Weiße Haus eingeladen worden
und Teil eines US-Förderprogramms. Laut Roth belebt
einewachsendeAnzahl vonStart-upsdieEntwicklung.
Die Firmen hätten teilweise schon private Investitio-
nen im Milliardenbereich eingeworben.

Die Unternehmensberatung Strategy& hatte im Sep-
tember davor gewarnt, dass Deutschland trotz Spit-
zenforschung wegen geringerer Investitionen als im
Ausland ins Hintertreffen geraten könnte. Aber Geld
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allein nützt auch nichts, sagt Klinger. Benötigt wer-
de ein entsprechendes Umfeld, zu dem auch die In-
dustrie gehöre. „Es gibt in dem Sinne keine Fusions-
industrie. Die beginnt, sich so langsam zu formieren.“
Dafürmüsstenauch tatsächlichPrototypenentwickelt
undAnlagengebautwerden.Dieser Sparring-Effekt sei
wichtig.

Das Unternehmen Gauss Fusion ist nach eigenen An-
gaben das einzige der rund 40 existierenden und vor
allem aus den USA stammenden Kernfusionsunter-
nehmen, das aus der Industrie und nicht aus der For-
schung kommt. Fusion ans Netz zu bringen, sei kein
physikalisches Problem mehr, sondern ein ingenieur-
technisches, sagt die Geschäftsführerin Milena Rove-
da. Ihr Ziel: bis Anfang der 2040er Jahre in Euro-
pa ein Kraftwerk zu bauen. Kostenpunkt: 20 Milliar-
den. Danach würden die Kosten sinken. Das Geld soll
von öffentlichen und privatwirtschaftlichen Geldge-
bern kommen.

„Andere Technologien sind billiger und schneller als
Kernfusion“, kritisiert Claudia Kemfert, Energieexper-
tin beim Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW). Bei den Verheißungen der Kernfusion sei „mehr
Wunsch alsWirklichkeit imSpiel“. Sie spricht von aktu-
ellenMini-Erfolgen. Bis die Kernfusion reif sei, könnten
erneuerbare Energien Vollversorgung ermöglichen.

Heinz Smital, Atomexperte von Greenpeace, hält den
„neuen Hype“ um die Kernfusion ebenfalls für sehr
problematisch. „Er führt dazu, dass massiv Geld in ei-
ne Technologie gesteckt wird, die der Gesellschaftwe-
nig Nutzen bringen wird.“ Die von der Bundesregie-
rung versprochene Milliarde solle neben der Förde-

rung erneuerbarer Energien lieber in die Digitalisie-
rung von Energienetzen und Speicherung investiert
werden.

Klinger erkennt an, dass Fusionsenergie eher in der
zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts eine Rolle spie-
len werde. „Ich finde das auch ehrlich gesagt nicht
schlimm.“ Es sei Wunschdenken, dass nach 2050 gol-
dene Zeiten in Sachen Energie anbrechen. Es gebe
unterversorgte Weltregionen, und die Entfernung von
Treibhausgasen aus der Atmosphäre werde viel Ener-
gie brauchen. Für Roth geht es auch um Energieunab-
hängigkeit: Auch bei der Versorgung mit Solarenergie
oder Wasserstoff sei man künftig von anderen Weltre-
gionen abhängig. Kernfusion könne Abhilfe schaffen.

Ab Mitte des Jahrhunderts könnte ein erstes Fusions-
kraftwerk stehen, glaubt Klinger. „Das halte ich durch-
aus für machbar, ohne dass man da auf zu wackeli-
gen Füßen steht.“ Wenn man direkt loslege, sei es un-
ter Umständen auch in 20 Jahren schaffbar -mit etwas
mehr Risiko, weil dann weniger technische Fragen im
Vorfeldgeklärtwären. „Esbleibt schwierig.Wir sind im-
mer anderGrenzedes technischMachbaren.“ Aber ge-
nerell ist Klinger optimistisch. „Jetzt nicht hemmungs-
los optimistisch, aber optimistisch. Das müsste klap-
pen. Das ist das Beste, was ein Wissenschaftler sagen
kann.“

Zitat-Text:

Das müsste klappen. Thomas Klinger,
Leiter des Fusionsexperiments Wendel-
stein 7-X
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Lubmin soll Wasserstoff-Zentrumwerden

Einst kam der Strom aus Kernkraft. Dann strömte viel russisches Erdgas und Strom von Offshore-
Windparks. In Zukunft soll Wasserstoff in Lubmin eine große Rolle spielen. Dazu gibt es nun neue Plä-
ne.

Lubmin.Das vorpommersche Lubmin entwickelt sich
zumindest nach den Planungen zunehmend zu einem
Zentrum der Wasserstoffproduktion. Auch das Unter-
nehmen Lhyfe will dort eine entsprechende Anlage er-
richten. Sie solle Anfang 2029 mit einer Leistung von
800 Megawatt in Betrieb gehen und bis zu 330 Ton-
nenklimaneutralenWasserstoff täglichherstellen, teil-
te die europäische Firma mit Hauptsitz in Frankreich
gestern mit.

DieAnlage soll auf demGeländedesehemaligenKern-
kraftwerkes in Lubmin gebaut werden. Das Grund-
stück sei bereits gekauft. Strom soll sie von Offshore-
Windparks erhalten. Der Wasserstoff soll in das ge-
plante deutsche Wasserstoff-Kernnetz eingespeist
werden.

CO2-neutral hergestellter Wasserstoff etwa auf Basis
von StromausWindkraft gilt alswichtiger Energiespei-
cher für eine klimaneutrale Zukunft. Bei seiner Ver-
brennungmit Sauerstoff entsteht schlicht Wasser und
kein klimaschädliches Treibhausgas. Die Produktion
ist allerdings energieintensiv.

In Lubmin befindet sich ein Umspannwerk, das Strom
von Offshore-Windparks in der Ostsee bezieht. Au-
ßerdem treffen sich in Lubmin, wo ehemals große
Mengen Erdgas über die Ostsee-Pipeline Nord Stream
1 aus Russland anlandeten, mehrere Gas-Pipelines,

die teilweise für den Wasserstofftransport umgerüstet
werden sollen.

Zuvor hatten bereits andere Unternehmen Pläne für
die Produktion von Wasserstoff in Lubmin vorgestellt.
Apex aus Laage bei Rostock will nach früheren Anga-
ben bis zu 600 Megawatt Elektrolyseleistung installie-
ren. Die Fertigstellung der ersten Ausbaustufe sei für
2027 geplant.

9700 Kilometer langes Kernnetz geplant

Die Deutsche Regas will 2026 zunächst mit 200 Mega-
watt an den Start gehen und später um weitere 300
Megawatt erhöhen. Die Firma betreibt aktuell in Lub-
min ein Importterminal für Flüssigerdgas (LNG). Noch
davor, bis Mitte 2025, will das Unternehmen HH2Emit
100Megawatt in Lubmin startenundspätermöglicher-
weise auf über ein Gigawatt aufstocken.

„Lubmin erfüllt alle Voraussetzungen, um sich dauer-
haft als nachhaltiges Zentrum für grünen Wasserstoff
zu etablieren“, lobte Luc Graré von Lhyfe.

In Deutschland soll für knapp 20 Milliarden ein
9700-Kilometer langes Kernnetz für den Wasserstoff-
transport entstehen. Ein Großteil soll durch die Um-
rüstung bestehender Gasleitungen realisiert werden.
Lhyfe will eigenen Angaben zufolge weitere Produkti-
onsstandorte in der Nähe dieses Kernnetzes errichten.

ZURÜCK ZUM INHALT 5
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WEBLINK

ENERGIE

Nordländer pochen auf Bundesförderung für Klimaprojekte

Hamburg

DieHaushaltskrise stellt viele Projekte zur Energiewende in Frage. Gemeinsammit Unternehmenund
Gewerkschaften forderndienördlicheBundesländer, gemachteFinanzzusageneinzuhalten.Bei einer
wichtigen Frage werden Differenzen deutlich.

Angesichts der aktuelle Haushaltskrise haben die fünf
nördlichen Bundesländer den Bund zur Einhaltung
von Förderzusagen für die Energiewende aufgefor-
dert. Gemeinsammit denSpitzen vonUnternehmens-
verbänden und Gewerkschaften beschlossen die Re-
gierungschefs am Donnerstag in Hamburg ein Positi-
onspapier zur Stärkung der Industrie und Beschleu-
nigung der Energiewende. „Das Strompreispaket der
Bundesregierung und die Zusagen des Bundes zur
Förderung von Innovationsprojekten müssen umge-
setzt werden“, sagte Hamburgs Bürgermeister Peter
Tschentscher (SPD) nach dem Energiekonvent der
Konferenz Norddeutschland auf dem Gelände des
Kupferherstellers Aurubis.

Der Norden sei für eine erfolgreiche Energiewende
besonders gut aufgestellt, sagte Niedersachsens Mi-
nisterpräsident Stephan Weil (SPD). „Aber damit wir
gleichzeitig ein wichtiger Standort der Grundlagenin-
dustrie bleiben, ist ein Brückenstrompreis für energie-
intensive Unternehmen unverzichtbar.“

Schleswig-Holstein halte an seinem Ziel fest, bis 2040
klimaneutral zu werden, sagte der Leiter der Kie-
ler Staatskanzlei, Dirk Schrödter (CDU). Jetzt sei der
Bund gefordert. „Die bisherigen Ziele sind ambitio-
niert, aber notwendig, damit Deutschland weiterhin
wettbewerbsfähig bleibt.“ Der Chef der Schweriner
Staatskanzlei, Patrick Dahlemann (SPD), betonte: „Aus
Sicht von Mecklenburg-Vorpommern ist es besonders
wichtig, dass es beim Aufbau eines nationalen Was-
serstoffnetzes auch eineWest-Ost-Anbindung gibt, die
unser Land mit seinen Häfen an der Ostseeküste mit
den anderen Nordländern verbindet.“

Das Bundesverfassungsgericht hatte der Bundesre-
gierung am 15. November verboten, ursprünglich für
Corona-Maßnahmen vorgesehene Kredite von rund

60 Milliarden Euro für den Klimaschutz umzuwidmen.
Dadurch sind zahlreicher Projekte ausdemKlima- und
Transformationsfonds des Bundes in Frage gestellt.
Tschentscher räumte ein, dass es eine ziemliche Auf-
gabe sei, die Vorgaben des Gerichts in ein finanzpoli-
tisches Konzept umzusetzen. Aber gemachte Zusagen
müssten eingehalten werden.

Es gehe um Hunderte Millionen, insgesamt sogar Mil-
liarden von Euro, sagte Tschentscher. Er verneinte
aber, dass die Nordländer Maximalforderungen stell-
ten: „Maximalforderungen wären nochmal zehn Mil-
liarden für wichtigste Infrastrukturinvestitionen.“ Der
Energiekonvent habe eher zu einer Minimalposition
gefunden. „Die Dinge, die schon geplant, beschlossen
und zugesagt sind, die dürfen jetzt nicht abgesagtwer-
den“, sagte der Hamburger Bürgermeister.

Der Präses der Industrie- und Handelskammer Ham-
burg, Norbert Aust, unddie VorsitzendedesDGBNord,
Laura Pooth, hoben hervor, dass Politik, Wirtschaft
und Gewerkschaften einen Schulterschluss gefunden
hätten. Zugleich wurden unterschiedliche Ansichten
deutlich. Pooth forderte die Aussetzung der Schulden-
bremse im Bund in diesem und im nächsten Jahr. Es
müsse ein Sondervermögen wie für die Bundeswehr
geben. Die Schuldenbremse sei eine Innovations- und
Zukunftsbremse.

Aust bezeichnete solche Forderungen als völlig fal-
sches Signal. Es gebe kein Einnahme-, sondern ein
Ausgabeproblem. Finanzpolitische Stabilität sei eine
der wichtigsten Voraussetzungen für wirtschaftliches
Gedeihen. Auch Tschentscher lehnte eine Aussetzung
der Schuldenbremse im Prinzip ab. Zwar sei die La-
ge für mehrere Länder und den Bund schwierig, aber
Notfallentscheidungen stellten die Schuldenbremse
an sich nicht in Frage.
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Bei der klimafreundlichen Transformation der Indus-
trie in Norddeutschland sei schon viel erreicht. Schon
heute produzierten die energieintensiven Unterneh-
men mit einem nur halb so großen CO2-Ausstoß wie
im weltweiten Durchschnitt. Bei Aurubis sei eine Ton-
ne Kupfermithilfe vonWasserstoff hergestellt worden.

Aurubis-Vorstandschef Roland Harings sagte, das Un-
ternehmen könne Wasserstoff sowohl in der Kupfer-
herstellung als Prozessgas als auch zur Wärmeerzeu-
gungbeimSchmelzenundVerarbeitenvonKupfer ein-
setzen.

Vor gut einem Jahr hatte Bundeswirtschaftsminister
Robert Habeck (Grüne) bei Aurubis eine erste Testlie-

ferung von sogenanntem blauen Wasserstoff aus den
Vereinigten Arabischen Emiraten in Empfang genom-
men. Im März 2022 hatte Habeck den Aufbau einer
Wasserstoffwertschöpfungskette zwischen Deutsch-
land und den VAE vereinbart. Blauer Wasserstoff wird
mithilfe von Erdgas produziert.

ImMai oder Juni nächsten Jahreswolle dasUnterneh-
men zwei Anodenöfen in Betrieb nehmen, die auch
mit Wasserstoff betrieben werden könnten. Allerdings
sei der Alternativbrennstoff nicht wettbewerbsfähig,
sagte Harings. Wasserstoff sei allerdings drei- bis vier-
mal teurer als Erdgas. Eine Erhöhung des CO2-Preises
werde daran nichts ändern, denn der gelte nur in der
EU.

ZURÜCK ZUM INHALT 7
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Andreas Kockartz

WEBLINK

Setzt Belgien weiter auf Kernkraft? Laufzeitverlängerung für
bestimmte Meiler im Gespräch

Belgiens Premierminister Alexander De Croo (Open VLD) möchte eine Laufzeitverlängerung für die
beiden Meiler Doel 4 und Tihange 3 ins Gespräch bringen. Bisher wurde vereinbart, dass diese Meiler
in den AKW in Doel bei Antwerpen und in Tihange bei Huy in der Provinz Lüttich 10 Jahre länger am
Netz bleiben sollen. Doch De Croo will diese Reaktoren 20 Jahre länger am Netz belassen.
Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine und die da-
durch ausgelöste Energiekrise hat in Belgien den Aus-
stieg aus dem Atomausstieg ermöglicht, damit in un-
serem Land langfristig für Energiesicherheit gesorgt
werden kann. Dass man im Zuge des Atomausstiegs
übergangsweise daran gedacht hat, befristet wieder
auf Gaskraftwerke zu setzen, erwies sich angesichts
des Ukrainekrieges als problematisch.

Als die Russen Europa den Gashahn zudrehten, kam
die Kernkraft wieder ins Spiel und sogar die Grünen in
Belgien konnten nicht umhin, einer wiederum befris-
teten Verlängerung der Atomkraft zuzustimmen.

Doch Premier De Croo ist der Ansicht, dass eine Lauf-
zeitverlängerungum10 Jahre für dieMeiler Doel 4 und
Tihange 3 nicht reichen wird, um in Belgien die En-
ergiewende weg von Atomkraft und fossilen Energie-
quellen zu vollziehen. Deshalb plädierte der flämische

Liberale vor Untenehmen beim „European Business
Summit“ in Brüssel und gegenüber der flämischen Ta-
geszeitungDe Standaard dafür, diese beidenMeiler 20
Jahre länger am Netz zu lassen.

Doch damit nicht genug. De Croo kann sich sogar vor-
stellen, de Meiler Tihange 1 länger zu nutzen. Aller-
dings gab er auch zu verstehen, dass dies Sache der
neuen Bundesregierung sei, denn in Belgien wird im
kommenden Jahr ein neues Parlament gewählt und
damit auch eine neue Regierung.

Inzwischen stehen die Verhandlungen zum Weiterbe-
trieb von Doel 4 und Tihange 3 mit Kraftwerksbetrei-
ber vor dem Abschluss. Die 4 weiteren Meiler in den
beiden belgischen AKW sollen aber wie geplant abge-
schaltet werden oder bleiben, denn, so De Croo, es sei
aus sicherheitstechnischen Gründen nicht mehr ver-
tretbar, diese Reaktoren weiter zu nutzen.

ZURÜCK ZUM INHALT 8
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Gegner von Schacht Konrad pochen auf Endlager-Entscheidung

Salzgitter (dpa/lni) – Gegner des Endlagers Schacht
Konrad wollen am Freitag an der Anlage in Salzgit-
ter an die ausstehende Entscheidung zu einem Bau-
stopp erinnern. Als Redner soll unter anderem Salzgit-
ters Oberbürgermeister Frank Klingebiel (CDU) auftre-
ten, teilte dasBündnis vorabmit. Anschließendwollen
die Kritiker mit Fackeln und Laternen zum sogenann-
ten Konradhaus im wenige hundert Meter entfernten
Stadtteil Bleckenstedt ziehen.

Die Botschaft des Abends richtet sich an Niedersach-
sens Umweltminister Christian Meyer (Grüne). Dieser
hatte imApril zugesagt,möglichst noch indiesemJahr
über den Antrag auf Widerruf beziehungsweise Rück-
nahme des Planfeststellungsbeschlusses zu entschei-
den. An diese Ankündigung solle Meyer vonmöglichst
vielen Menschen erinnert werden, sagte Ludwig Was-
mus vom Vorstand der Arbeitsgemeinschaft Schacht
Konrad vorab.

Schacht Konrad ist ein stillgelegtes Eisenerz-
Bergwerk, in das bis zu 303.000 Kubikmeter schwach-
und mittelradioaktive Abfälle eingelagert werden sol-
len. Es ist das bundesweit erste nach Atomrecht ge-
nehmigte Endlager für diese Abfälle. Zuständig als
Betreiber ist die Bundesgesellschaft für Endlagerung
(BGE) mit Sitz im benachbarten Peine.

In diesemJahr hatte die BGE zunächst über einen zeit-

lichen Verzug für die Fertigstellung von etwa zwei Jah-
ren informiert. Erst vor wenigen Tagen folgte dann die
Meldung, dass die geschätzten Kosten von rund 4,6
Milliarden auf etwa 5,5 Milliarden Euro steigen dürf-
ten. Die Kritiker sehen sich durch die «Kostenexplosi-
on» bestätigt, eine neue Standortsuche sei überfällig,
meinen sie.

Das Bündnis, zu dem unter anderen die Naturschutz-
organisationen Nabu und BUND, die Stadt Salzgitter,
die Gewerkschaft IGMetall und das Landvolk gehören,
moniert, dass das geplante Endlager nicht den heu-
tigen Anforderungen von Wissenschaft und Technik
entspreche. Wichtige Aspekte wie Rückholbarkeit und
Langzeitsicherheit seien nicht gegeben beziehungs-
weise gar nicht erst beachtet worden.

Das Umweltministerium in Hannover hatte im Jahr
2002 die Genehmigung für die Errichtung und den Be-
trieb erteilt. Seit 2007wirdSchachtKonrad zumEndla-
ger für radioaktive Abfällemit vernachlässigbarerWär-
meentwicklung umgerüstet. Der Entwurf für eine Ent-
scheidung über den gestellten Antrag werde derzeit fi-
nal bearbeitet, teilte das Ministeriummit Blick auf die
Aktion an diesem Freitag mit. «Wie von Minister Mey-
er zugesagt, gehen wir aktuell davon aus, dass noch
dieses Jahr eine Entscheidung über den Antrag fallen
wird», sagte ein Sprecher der dpa.
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Günter Stauch

„127 Castorbehälter in Gundremmingen“

In jedem stecke so viel Strahlung, wie bei der Katastrophe in Tschernobyl freigesetzt wurde,
mahnt das Forum bei einem Treffen in Dillingen. Expertin rechnet mit Endlager erst im kom-
menden Jahrhundert.

Dillingen. Die von Experten als höchst problema-
tisch eingestufte Aufbewahrung von Atommüll bei
den deutschen Kernkraftwerken wird die Gesellschaft
noch über viele Jahrzehnte beschäftigen. Betroffen
sind deutschlandweit 17 Zwischenlager-Standorte,
darunter Gundremmingen im Landkreis Günzburg.
Darauf haben jetzt mehrere Redner bei der Jahres-
hauptversammlung vom „Forum – gemeinsam gegen
das Zwischenlager und für eine verantwortbare Ener-
giepolitik“ in Dillingen hingewiesen.

Der langjährige Vorsitzende Raimund Kamm bezeich-
nete in der Osteria zur goldenen Traube die Zusam-
menkunft sogar als historisch, zumal es der erste Sit-
zungstermin ohne laufende Reaktoren in Deutschland
sei. Einerseits zur Freude der rund zwei Dutzend an-
gereistenMitglieder, derenStimmungallerdingsdurch
nachlassendes Interesse bei der Bevölkerung etwas
getrübt wurde. Auf große Aufmerksamkeit im Saal
stieß der sehr detaillierte Fachvortrag der Doktorandin
Elisa Akansu, die bei den Neuwahlen in den erweiter-
ten Vorstand entsandt wurde.

Ganze drei Stunden beschäftigte sich die generatio-
nenübergreifende Versammlung mit dem Atomthe-
ma, allerdings bei einem deutlichen Fokus auf die
Lagerung und Beseitigung der immer noch aktiven
Brennmittel. Diese 180 Sitzungsminuten fallen jedoch
um Dimensionen kürzer aus als die Phase des Ab-
baus hoch radioaktiver Stoffe, die laut Branchenken-
nern sogar in die Million Jahre gehen dürfte. Die ge-
waltigen Herausforderungen von Zwischen- und End-
lagerung der Atomreste versuchte die studierte Phy-
sikerin Elisa Akansu dennoch in einen überschauba-
ren Rahmen zu fassen. So schilderte die Expertin, die
dem renommierten Planungsteam Forum Endlager-
suche angehört, den immensen Aufwand, den viele
Fach-Institutionen seit Jahren betreiben und noch vor
sich haben werden. Im Mittelpunkt stand zwar die in-
tensive Suche nach einemBergwerk-Standort, für den
mehr als die Hälfte des deutschen Gebiets als geeig-

net gilt. Im Laufe der hitzig geführten Diskussionen an
diesem Abend richtete sich die Aufmerksamkeit aller-
dings mehr und mehr auf das Zwischenlager ganz in
der Nähe des Veranstaltungsortes. „In Gundremmin-
gen stehen 127 Castorbehälter und in jedem steckt
so viel Strahlung, wie bei der Katastrophe von Tscher-
nobyl freigesetzt wurde“, teilte der gegen die Atom-
befürworter gewohnt angriffslustige Raimund Kamm
demstaunendenPublikummit.DieseGefahr sei vielen
Menschen nicht bewusst. Was auch die junge Referen-
tin bedauerte, die mit einer erfolgreichen Ablage von
Brennstoffen in einemEndlager tief unter der Erde erst
im kommenden Jahrhundert rechnet. „Ich weiß, dass
ich da ein undankbares Thema anschneide, aber al-
leswird trotz der Bemühungender Beteiligten viel, viel
länger dauern als bislang angegeben“, beteuerte die
Fachfrau, die in Leipzig arbeitet und bei bundesweiten
Expertentagungen als kompetente Gesprächspartne-
rin gilt. Während in Finnland bereits eine Lagerstätte
vorhanden sei, werde in Deutschlandmit einer Stand-
ortfindung den Jahren 2046 und 2068 gerechnet.

Solche Zeitschienen dürften laut Akansu auch den
Menschen an den bisherigen Atomstandorten zu den-
ken geben. „Auf sie kommt da etwas ganz Großes zu“,
kündigte sie an und wies darauf hin, dass dort die
Bürger bereits unbequeme Fragen in den Rathäusern
stellen würden. Die Rede sei schon von Kompensati-
onsforderungen seitens der Kommunen, die ihre Zwi-
schenlager gern loswürden. Was einen Gast so erzürn-
te, dass er wütend schimpfte: „Die Bürgermeister wa-
ren lange genug die Atom-Propagandisten, und jetzt
wollen sie auch noch Geld.“ Aufgeregt widmeten sich
die Forumsmitglieder auch der Frage nach der Sicher-
heit des lokalen Zwischenlagers und seiner 55 Zenti-
meter Deckenstärke. „Da haben panzer- und bunker-
brechendeWaffen leichtes Spiel“, wandte jemand ein.
„Wir müssen die Menschen für solche Themen stärker
sensibilisieren“, forderte ein anderer. „Nicht ganz ein-
fach, wenn der Zeitgeist gerade in eine andere Rich-
tung weht“, gab der erfahrene Politiker, Ökonom und
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Pädagoge Raimund Kamm zu bedenken. Ihm als Vor-
sitzendem zur Seite stehen künftig Ulrike Brenner, Eli-

sa Akansu sowie Johanna und Valentin Kamm.
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Wegen Kritik: Wohl neue Transportstudie zum geplanten
Atommüllager in Beverungen-Würgassen

Die BI Atomfreies-3-Ländereck berichtet, eine neue Machbarkeitsstudie mit Schwerpunkt Logistik
zumgeplanten Atommülllager inWürgassen sei ausgeschrieben. Den Gegnern sind dabei einige Din-
ge aufgefallen.

Beverungen-Würgassen. Aufgrund der massiven
Kritik am geplanten Logistikzentrum Konrad (LoK) in
Würgassen, veröffentlichte die Entsorgungskommissi-
on (ESK) im August eine Stellungnahme. Dabei relati-
vierte sie ihre selbst aufgestellten Sicherheitskriterien
für ein derartiges Bauvorhaben in diversen Punkten,
sodass ander Standortentscheidungder BGZ fürWür-
gassen weiterhin festgehalten werden konnte.

Bezüglich der Transportlogistik hielt es die ESK jedoch
für erforderlich, die im Gutachten der Regio-Consult
bemängelten Punkte einer Prüfung zu unterziehen,
wie die Bürgerinitiative Atomfreies-3-Ländereck reka-
pituliert.

Dieses Gutachten war seinerzeit von der BI mit Unter-
stützung einzelner Kommunen und Landkreise beauf-
tragt worden. „Es sollte aber zeitnah geklärt werden,
welcher Aufwand für eine robuste Transportinfrastruk-
tur gegebenenfalls noch erforderlich ist“, lautete der
Hinweis der ESK.

BGZ suche vermeintlich einfachste Lösung

Laut der Internetplattform „Ausschreibungen
Deutschland“ schrieb korrespondierend zu dieser
Empfehlung die BGZ eine „Machbarkeitsstudie &
Transportkonzept Straße/Schiene für die Anlieferung
von schwach- und mittelradioaktiven Abfällen von
den Zwischenlagern der BGZ zum Endlager Konrad
bzw. zum Logistikzentrum Konrad“ öffentlich aus.

Den Zuschlag erhielt die „Railistics GmbH“ aus Wies-
baden, so die BI: „Dass die BGZ eine derartige Stu-
die nicht bereits vor der Festlegung des Standortes
Würgassen für das LoK als Teil des Auswahlverfah-
rens integriert hat, zeigt einmal mehr, dass es der BGZ
nicht um eine möglichst sichere und wirtschaftliche
Lösung des Problems der Atommüllentsorgung ging.
Die jahrelangen und immerwiederkehrenden Termin-
verschiebungen der geplanten Inbetriebnahme des
Endlagers Konrad führen zu Lagerproblemen an den

bisherigen Zwischenlagern, so dass es der BGZ an-
scheinendvornehmlichumdie schnellstmöglicheVer-
fügbarkeit unddie vermeintlich einfachste Lösungdes
Problems geht.“

Optimierung der Einlagerungsprozesse

Denn beim geplanten LoK in Würgassen handelt es
laut BI nicht nur um eine Optimierung der Einlage-
rungsprozesse, sondern im Wesentlichen um die Be-
reitstellung von Zwischenlagerkapazitäten. „Dabei ist
man offensichtlich zu gravierenden Kompromissen
bereit, um den Standort Würgassen auf jeden Fall
durchzudrücken.“ Unter diesem Aspekt sei auch die
ESK-Stellungnahme einzuordnen.

„Jahrelangwurde propagiert, dass zur Realisierung ei-
nes Zweischichtbetriebs am Endlager Konrad das ge-
plante LoK ein tägliches Volumen von zehn Zug- und
20 Lkw-Transportbewegungen zu bewältigenden hat.
Von einem Tag auf den anderen wurde diese Vorgabe
auf zwei bis drei Zug- sowie null bis zehn Lkw-Fahrten
im Mittel reduziert.“ Dieses führe zu einer Entkräftung
einigerwesentlicher Kritikpunkte innerhalb der Regio-
Consult-Stellungnahme, die sich auf die ursprünglich
genannte tägliche Transortbewegungen bezogen.

Wie transparent die Machbarkeitsstudie kritische Rah-
menbedingungen aufbereitet werde, bleibe abzuwar-
ten, schreibt die BI.

Sinnhaftigkeit nicht geklärt

Dazu gehöre zum Beispiel insbesondere, dass auch
die Transportwege von den bisherigen Zwischenla-
gern zum LoK detailliert bewertet würden und nicht
nur der Abtransport vom LoK zum Endlager. Wie das
Anforderungskriterium einer robusten Transportinfra-
struktur bei dem angekündigten Transportverhältnis
von 80 Prozent Schiene zu 20 Prozent Straße bei einer
Betriebszeit von 30 Jahren in der Praxis auf dem in der
Region liegenden Teilstück der Transportstrecke aus-
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sehen werde, sei für die Bevölkerung besonders rele-
vant.

Die Voraussetzungen für eine gute Lösung seien im
Vergleich zu geeigneteren Standorten aufgrund der
bekanntlich mangelhaften Infrastruktur denkbar un-
günstig. Zudem verfügten eine Vielzahl der zu leeren-
den Zwischenlager, aus denen das LoK beliefert wer-
den soll, nicht über einen Bahnanschluss. Der Studi-
enauftrag der BGZ umfasse nur die Machbarkeit und
die Konzepterstellung. Eine solche Studie beinhalte
nicht zwangsweise auch die Beantwortung der Frage

nach der Sinnhaftigkeit.

„Dies mussten die Betroffenen auch schon bei der an-
stehenden technischen Ertüchtigung des Betriebsge-
ländes für dieHochwasserfreiheit erkennen“, so die BI.
Die Einhaltung der gesetzlichen Minimalanforderun-
gen an die Sicherheit sei scheinbar gerade gut genug
für die Landbevölkerung.ObdiemassivenBeeinträch-
tigungen während der Bauphase auch bei der Kon-
zepterstellung von der Railistics GmbH berücksichtigt
werden, sei fraglich, schließt die BI.
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ENDLAGER

Schulwettbewerb zum Thema „Das strahlt ja ewig“

Die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE)mit Sitz
in Peine startet einenbundesweiten Schulwettbewerb
zumThemaEndlagerungunterdemMotto „Das strahlt
ja ewig“. Die dauerhafte Verwahrung radioaktiver Ab-
fälle betreffe auch jungeMenschen und zukünftigeGe-
nerationen, erklärte die BGE am Donnerstag in Peine.
Die bundeseigene Gesellschaft ist mit der Suche nach
einem Endlager für die hochradioaktiven Abfälle be-
auftragt und baut zurzeit das ehemalige Eisenerzberg-
werk Schacht Konrad in Salzgitter zum Endlager für
schwach undmittelradioaktiven Atommüll um.

Der Wettbewerb richte sich an Schulklassen der Klas-

senstufen 9 bis 13, hieß es. Teilnehmende Schulen er-
hielten von der BGE kostenfreie Unterrichtsmateriali-
en zumThema für je eine Unterrichtseinheit in Physik,
Geografie, Gesellschaftswissenschaften und künstle-
rischen Fächern. Schüler könnten so ohne Vorwis-
sen unterschiedliche Aspekte der „Generationenauf-
gabe“ Endlagersuche kennenlernen. Durch eine ab-
schließende Projektaufgabe könnten sie das erworbe-
ne Wissen direkt anwenden und ihre Ergebnisse auf
kreative Art undWeise dokumentieren. Eine Experten-
Jurywerde die besten Beiträge auswählen, auf die Ge-
winnerwarteten „spannendePreise“.Weitere Infosun-
ter www.bge.de im Internet.

Bildunterschrift: Der Schacht Konrad soll zum Endlager werden.
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